
 

 

 

„Bodenabbau Wiedelah“ 

Vorhaben der Raulf Kies GmbH & Co. KG  

Im Beteiligungsverfahren eingegangene Stellungnahmen gem. § 10 (4) NROG und Äußerungen 
von Ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen   

 

Stellungnehmer*in Datum 

(Eingangs-
datum) 

Seite 

(rechts 
unten) 

Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege (NLD) 27.04.2023 1 

Regionale Planungsgemeinschaft Harz 17.05.2023 2 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 07.06.2023 4 

Avacon 16.06.2023 5 

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLSTBV) 19.06.2023 6 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen (LWK) 20.06.2023 8 

Industrie- und Handelskammer Braunschweig (IHK) 20.06.2023 9 

Landkreis Harz 22.06.2023 10 

Fernstraßen-Bundesamt 23.06.2023 16 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig (GAA) 26.06.2023 19 

Stadt Goslar 27.06.2023 21 

Die Autobahn GmbH des Bundes  27.06.2023 26 

Landkreis Goslar 03.07.2023 28 

Stadt Osterwieck 03.07.2023 31 

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 
Naturschutz (NLWKN) & LBEG 

04.07.2023 33 

Ministerium für Infrastruktur und Digitales Sachsen-Anhalt  05.07.2023 37 

 



Sehr geehrte Damen und Herren,  
  
gegen das o.g. Vorhaben bestehen seitens des staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Braunschweig 
weiterhin Bedenken. 
Ergänzend zu der vom staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig bereits abgegebenen 
Stellungnahme merke ich folgendes an: 
  
Die räumliche Nähe zu Wohnbebauung birgt ein erhebliches Konfliktpotential. 
  
1. 
Staubbelastung/Schwermetalle 
Das Thema „Schwermetallbelastung durch Bodenverwehungen“ wurde nicht betrachtet. Das 
Staubgutachten des TÜVs legt zwar eine Unterschreitung der Luftkonzentrations- und der 
Depositionswerte für Staub dar, jedoch lässt dieses Gutachten die Zusammensetzung des zu 
erwartenden Staub außer Acht. Das Abbaugebiet ist westlich, südlich und östlich umgeben vom 
Bodenplanungsgebiet Harz (westlich Teilgebiet 1, südlich und östlich Teilgebiet 4). Es ist davon 
auszugehen, dass auch im betrachteten Kiesgewinnungsgebiet eine Belastung des Bodens mit 
Schwermetallen (insbesondere Cadmium und Blei) vorliegt. Aus den Messungen des Lufthygienisches 
Überwachungssystem Niedersachsen ist bekannt, das es in der Region durchaus zu Überschreitungen 
der Depositionswerte für Schwermetalle kommt. Ein Grund dafür können Bodenverwehungen 
darstellen.  
  
Bei der Betrachtung der Windrichtungsverteilung wurde die lenkende Wirkung des nahegelegenen 
Harly nicht berücksichtigt. 
  
2. 
Lärm 
Das vorgelegte Schallgutachten der Gesellschaft für Technische Akustik mbH bewertet sämtlich nicht 
beplante Immissionsorte als „allgemeines Wohngebiet“. Diese Bewertung anhand der tatsächlich 
vorhandenen Bebauung ist durch die örtlich zuständige Bauplanungsbehörde zu treffen. 
Erfahrungsgemäß kann es hierbei auch zu Einstufungen als reines Wohngebiet kommen. Ob hier eine 
Abstimmung zwischen Gutachter und Bauplanungsbehörde stattgefunden hat, ist nicht ersichtlich. 
Siehe auch Stellungnahme der Stadt Goslar unter Punkt 4.1 der Synopse: „Es sind nicht nur die 
Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm für allgemeine Wohngebiete (55 dB(A) Tag / 40 dB(A) Nacht), 
sondern auch die Orientierungswerte der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" für reine 
Wohngebiete (Tag 50 dB(A) und Nacht 35 dB(A) zugrunde zu legen. (Hinweise zu Immissionsorten in 
Stellungnahme)“ 
  
Für die Bereiche außerhalb des Werksgeländes wird im Schallgutachten eine Bodendämpfung von 
G=1 für absorbierenden Boden angesetzt. Ein Wert von 1 bedeutet hier vollständig absorbierenden. 
Zwischen Abbaugebiet und Wohnbebauung liegen hauptsächlich Ackerflächen, bei denen nicht 
davon auszugehen ist, dass sie, insbesondere im Vegetationswechsel des Jahreslaufes, nicht 
vollständig schallabsorbierend sind. 
  
Anders als im Gutachten dargelegt, sind tieffrequente Geräusche, gerade z.B. beim  Betrieb von 
Pumpen, Förderbändern sowie schwerem Gerät wie Brecher und schwere Fahrzeuge, durchaus zu 
erwarten.  
  
In der Vorhabenbeschreibung in den Unterlagen zur Antragskonferenz wird lediglich von „bis 4 m 
hohe Verwallungen“ gesprochen. Im Schalgutachten ist die Rede von einer „Höhe von 4m und 
höher“. In der Verfahrensunterlage „ROV Anlage 2.2.5c westliche Verwallung“ ist ein Schallschutzwall 
von 6 m Höhe dargestellt. Aus dem Schallgutachten geht nicht klar hervor, welche Wallhöhen wo 
angesetzt wurden. Im Zweifelsfall ist der Betrieb verpflichtet, die Annahme aus dem Gutachten 
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Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. In diesem Umfang wirkt sie auch 

bei der Erstellung von Bebauungsplänen mit. 

 
Auf Grundlage der eingereichten Unterlagen ergeben sich keine Hinweise, 
dass anbaurechtliche Belange i. S. d. § 9 FStrG von der geplanten Erweiterung 
berührt sind. Soweit dies dem Kartenmaterial entnommen werden konnte, 
liegen die geplanten Hochbauten und baulichen Anlagen nicht in der 
Anbauverbotszone gemäß § 9 Absatz 1 FStrG (40 m gemessen vom äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn) und auch nicht in der 
Anbaubeschränkungszone nach § 9 Absatz 2 FStrG (100 m gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn).  

 
Für das weitere Verfahren ergeben sich damit folgende allgemeine 

Hinweise, die bei den weiteren Planungen zu berücksichtigen sind. 

 

Längs der Bundesautobahnen dürfen nach § 9 Abs. 1 FStrG Hochbauten jeder 

Art in einer Entfernung bis zu 40 m gemessen vom äußeren Rand der 

befestigten Fahrbahn nicht errichtet werden. Dies gilt gemäß § 9 Abs. 1 Satz 

2 FStrG auch entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren 

Umfanges. 

 

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen 

Vorschriften notwendige Genehmigungen der Zustimmung des 

Fernstraßen-Bundesamtes, wenn bauliche Anlagen längs der BAB in einer 

Entfernung bis zu 100 Meter und längs der Bundesstraßen außerhalb der zur 

Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der 

Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter, gemessen vom äußeren Rand der 

befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt 

werden sollen. Dabei können Zustimmungen nach § 9 Abs. 2 FStrG gemäß § 

9 Abs. 3 FStrG versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt werden, 

soweit dies aufgrund der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der 

Ausbauabsichten oder der Straßenbaugestaltung nötig ist. 

 
Anlagen der Außenwerbung in Ausrichtung auf die Verkehrsteilnehmer der 
BAB 7 in einer Entfernung bis zu 40 Meter vom äußeren befestigten Rand der 
Fahrbahn sind grundsätzlich unzulässig. In einer Entfernung von 40 bis 100 
Meter vom äußeren befestigten Rand der Fahrbahn bedürfen sie – auch an 
der Stätte der Leistung – einer gesonderten Zustimmung des Fernstraßen-
Bundesamtes. Dies gilt auch für die Bauphase und in Bezug auf die zum Bau 
eingesetzten Geräte und Vorrichtungen. Auf § 33 StVO wird verwiesen.  

 

Zu unserer Stellungnahme beteiligten wir intern das Referat S 2 bezüglich 

Straßenplanungen.  

Aus der Prüfung der Unterlagen durch das Referat S 2 (Straßenverwaltung, 

Planung, Netze) des Fernstraßen-Bundesamtes ergeben sich aufgrund 

fehlender Überregionalität der Inhalte des Raumordnungsverfahrens keine  
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Verkehrsaufkommen, -emissionen und -belastungen 

 

Die aktuelle Prognose 35 Lkw pro Tag (Textteil S. 13) bedeutet bei Berücksichtigung von An- 
und Abfahrt 70 Lkw-Fahrten pro Tag. Hinzu träten sonstigen Fahrten zum Kieswerk (z. B. Ab-
holer mit Pkw und Anhänger).  
 

Die Stadt Goslar hat in ihrer Stellungnahme vom 31.08.2021 bereits auf Basis der seinerzei-

tigen Prognose von 20-25 Lkw-Abholer je Tag eine Führung des Schwerlastverkehrs durch 

die Ortslage Wiedelah abgelehnt.  Grundlage dieser Ablehnung sind die Aspekte Ausbauzu-

stand einschl. Breite der Ortsdurchfahrt der L511, unbefriedigende Knotensituation bei Ein-

mündung in die B241, Unzumutbare Belastung der Wohnnutzungen in der Ortslage einschl. 

Grundschule und Schulweg sowie die negative Stellungnahme der Polizeiinspektion Goslar 

v. 13.08.2021. Detaillierte Informationen zu den einzelnen Aspekten enthält meine o.g. Stel-

lungnahme.  

 

Die vertiefenden Unterlagen zum Raumordnungsverfahren konnten diese Bedenken nicht 

zerrstreuen, sondern haben sehr deutlich eine Verschärfung dieses Konfliktes dokumentiert: 

 

1. Die Prognose zur Verkehrsbelastung liegt nun bei ca. dem doppelten Schwerlastver-

kehrsaufkommen.  

 

2. Die Zusage aus der Antragskonferenz, dass der Schwerlastverkehr nicht durch die Orts-

lage, sondern nur nach Norden über die freie Strecke der L511 (Wülperoder Str.) abge-

wickelt wird, findet sich in den aktuellen Unterlagen nicht wieder. Vielmehr findet sich im 

Textteil und dem Verkehrsgutachten die Aussage, dass der Verkehr des Anbaugebie-

tes durch die Ortslage an der Grundschule vorbeifließt (Textteil kap. 4.4, S. 101 und 

Anlage 1.6, S. 33, Pkt. 77). Dies steht im Widerspruch zu den bisherigen Zusagen und 

wird seitens der Stadt nach wie vor kategorisch abgelehnt!  

 

3. Das Schallschutzgutachten (GTA v. 07.12.2022) prognostiziert aufgrund des zusätzli-

chen Lkw-Verkehrs an den Fassaden der schutzbedürftigen Nutzungen in der Ortsdurch-

fahrt (Wohnen, Grundschule) einen Lärmpegel von bis zu 65,7 dB(A). Dies überscheitet 

die Richtwerte nach TA Lärm (55 dB(A)) und nach 16. BImSchG (59 dB(A)) deutlich. 

Zudem ist der angesetzte Richtwert nach TA Lärm zumindest für einen Teil der betroffe-

nen Wohnbebauung nicht korrekt gewählt. Die Wohnbebauung westlich der Ecker be-

findet sich im seit 1949 rechtverbindlichen Bebauungsplan Wi_001. Dieser Bebauungs-

plan ist gemäß § 30 Abs. 3 BauGB ein einfacher Bebauungsplan, da er u.a. keine Art der 

baulichen Nutzung festsetzt. Daher beurteilt sich diese Aspekt nach § 34 Abs. 2 BauGB. 

Die Eigenart dieses Gebietes wird städtebaulich als „Reines Wohngebiet“ beurteilt. Hier 

gilt ein Richtwert von 50 dB(A). Ähnliches gilt für die nicht in einem Bebauungsplan ge-

legene Wohnbebauung entlang der Ortsdurchfahrt der L 511, auch hier ist als Gebiets-

fiktion überwiegend von einem „Reinen Wohngebiet“ auszugehen. 

 

4. Die morgendliche Spitzenstunde des Verkehrs zum Abbaugebiet fällt in den Zeitraum 

des stärksten Schülerverkehrs zur Grundschule Wiedelah. Diese liegt unmittelbar an 

der als Hauptzufahrt zum Abbaugebiet genutzten L511. Die deutlich erhöhte SV-Belas-

tung unmittelbar vor der Grundschule zum Zeitpunkt des Schulbeginns stellt für die 

Grundschüler ein erhebliches objektives und vor allem subjektives Gefahrenpotenzial 

dar, das im Rahmen des Verkehrsgutachtens nicht berücksichtigt wurde. Hier wurde aus-

schließlich die Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte bezüglich des Verkehrsablaufs für 

den motorisierten Individualverkehr überprüft.  
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Aussagen zu Folgen für die objektive Sicherheit und das Sicherheitsempfinden von Fuß-

gängern und Radfahrern fehlen. Zu diesen Fragestellungen sind weitere Aussagen im 

Rahmen z.B. eines Sicherheitsaudits vom Antragsteller vorzulegen. Hierin sind mindes-

tens zu folgenden Fragestellungen Aussagen zu treffen:  

 

a) Ist die Breite der Überschreitungshilfe mit dem erhöhten Sicherheitsbedürfnis von 

Grundschülern bei erhöhtem SV-Anteil ausreichend? 

 

b) die Gehwege innerhalb der Ortsdurchfahrt als ausreichend Breit zu bewerten und be-

stehen weitere Querungsstellen an denen der erhöhte SV-Anteil Querungshilfen er-

forderlich macht. 

 

c) Kann der erhöhte Schwerlastverkehr-Anteil zum unmittelbaren Zeitpunkt des Schul-

beginns zu einem geänderten Verhalten von Eltern und Schülern mit vermehrter Nut-

zung des Pkw für den Schulweg führen (Elterntaxi zur Erhöhung der subjektiven Si-

cherheit). Wie wäre diese Entwicklung vor dem Hintergrund der gesellschaftspolitisch 

angestrebten Verkehrswende mit dem Ziel einer Reduzierung des motorisierten Indi-

vidualverkehrs zu bewerten? 

 

5. Die geplante Zufahrt zum Kieswerk liegt außerhalb der OD und damit in einem Bereich 

der grundsätzlich nicht der Erschließung dient. Die Zuordnung des Straßenabschnitts der 

L511 im Bereich der geplanten Zufahrt zum Kieswerk zur Kategoriengruppe VS kann 

nicht nachvollzogen werden, da es sich bei der Ortslage Wiedelah nicht um einen Annä-

herungsbereich an „größere zusammenhängend bebaute Gebiete“ handelt. Gemäß Bild 

4 der RASt06 sind hiermit größere städtische Siedlungseinheiten gemeint und nicht klar 

abgegrenzte Dörfer wie Wiedelah. Anzuwenden ist im Zufahrtsbereich nicht die RAST06 

sondern die RAL. Danach ist die Anlage eines Linksabbiegestreifens erforderlich. Weiter 

ist aufgrund der tatsächlich zu erwartenden Fahrkurven im Einmündungsbereich eine 

Aufweitung der Fahrbahn zwischen dem Ende der OD und der Einmündung zu prüfen. 

 

6. Die Führung des Schwerlastverkehrs durch die Ortslage Wiedelah begründet sich aus 

dem unzureichenden Ausbauzustand der L511 in Fahrtrichtung Norden. Diese ent-

spricht auch nach Einschätzung der Stadt nicht dem Stand der Technik und ist vom Bau-

lastträger nach dem zu erwartenden regelmäßigen Verkehrsaufkommen auszubauen.  

 

 

Ein Kiesabbau ist aufgrund der faktisch mangelhaften Erschließung des Abbaugebie-

tes für Schwerlastverkehr nach Einschätzung der Stadt Goslar derzeit ausgeschlossen. 

Soweit das Land Niedersachsen auf die raumordnerische Sicherung dieses Rohstoff-

vorkommens beharrt, ist es Aufgabe des Landes sein Straßennetz unter ausreichender 

Berücksichtigung schutzwürdiger Nutzungen (Wohnen, Grundschule) entsprechend 

zu ertüchtigen. 

 

 

Trinkwasserversorgung / Abwasserentsorgung 

 

Die Stadt Goslar schließt sich der Stellungnahme der avacon als verantwortliche Betriebsfüh-

rung der „Wasser- und Abwassergesellschaft Vienenburg mbH“ vom 15.06.2023 (s. An-

lage) vollumfänglich an. 
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Wasserschutz 

 

Durch den geplanten Kiesabbau bestehen auf Grundlage des hydrologischen Gutachtens 

keine unvermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen bzw. Auswirkungen von Qualität und 

Quantität des Grundwasservorkommens und der Oberflächengewässer im Umfeld des Ab-

baugebietes. Unter Berücksichtigung und Einbeziehung der nachfolgend genannten Ergän-

zungen zu den einzelnen Punkten bestehen daher grundsätzlich keine Bedenken gegen das 

Vorhaben im z. g. Raumordnungsverfahren.  

 

Pkt. 1: Ergänzung zum hydrologischen Gutachten zum geplanten Kiesabbau vom 28.10.2022 

(Version 310-22-910-[01])  

Es ist ein klimabasierter Ansatz und eine Worst-Case-Scenario- Betrachtung in die Untersu-

chungen der Umweltverträglichkeit in Bezug auf die hydrologischen Verhältnisse besonders 

im Hinblick auf das Grundwasserdargebots darzustellen und zu bewerten. Insbesondere da 

sich der Grundwasserkörper unter Beobachtung des Trockenwetterdargebots befindet (vgl. 

Mengenmäßige Bewirtschaftung des Grundwassers RdErl. d. MU v. 29. 5. 2015 – 23-

62011/010 – VORIS 28200). Hierbei sind die aktuellen Daten und Trends zur Grundwasser-

neubildung für den lokalen Bereich mit einzubeziehen (vergleiche beispielsweise NIBIS Kar-

tenserver vom LBEG; mGrowa22).  

 

Pkt. 2: Kapitel 1 Veranlassung und Aufgabenstellung  

Die Quellenangabe auf S. 2 zu der Angabe der Brunnen und deren Fördertiefe sind zu ergän-

zen.  

 

Pkt. 3: Kapitel 2.2 Geologische und hydrologische Verhältnisse  

Im Fachgutachten wird die GW-Neubildung für den gesamten GW-Körper betrachtet. Hierbei 

sind ebenfalls die regionalen Gegebenheiten und die aktuellen GW-Trends mit zu betrachten. 

Weiterhin sind die Quellangaben für die angegebene GW-Neubildung und die auf S. 4 ange-

gebenen Entnahmerechte anzugeben.  

 

Pkt. 4:  Kapitel 3.1 Analytische Berechnung zur Prognose der Grundwasserabsenkung  

Für die analytische Prognose sind ebenfalls die Grundlagen der Geofakten 5 des LBEG mit 

einzubeziehen.  

 

Pkt. 5:  Kapitel 3.1.3 Einfluss auf die lokalen Flurabstandsverhältnisse  

a) Die Quellenangabe zur Angabe der Einleitung der Kläranlage am Eckergraben (S. 11) ist 

zu benennen und ggf. mit dem Wasserbuch Niedersachsen abgleichen.  

b) Auf S. 13 wird von einem nutzbaren Grundwasserdargebot von rund 88 Mio. m³ ausgegan-

gen; gemäß dem RdErl. „Mengenmäßige Bewirtschaftung des Grundwassers“ beträgt das 

nutzbare Dargebot jedoch nur 33,65 m³/a (Stand 2015).  Die Angabe ist daher zu verifizieren 

und die Quelle zu benennen. Da der z. g. Erlass derzeit vom Umweltministerium überarbeitet 

wird und sich nach meinem Kenntnisstand in Endabstimmung befindet, empfehle ich, Kontakt 

zum NLWKN aufzunehmen, um ggf. aktuellere Daten zu erfragen.  

 

Pkt. 6: Kapitel 3.3 Einfluss des Kiesabbaus auf die Grundwasserneubildung  

Siehe auch Pkt. 1. Ergänzung der klimabasierten Betrachtung und Einbeziehung der aktuellen 

GW-Trends.  

 

Pkt. 7: Kapitel 3.5 Auswirkungen auf die Grundwasserbeschaffenheit  

Auf S. 14 letzter Satz im zweiten Absatz steht geschrieben „… kein weiterer Düngemittelein-

trag… zu besorgen …“.  Sind hier bereits Eintragungen von Düngemittel festgestellt worden? 
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LANDKREIS

6-zra GOSLAR

Bauleitplanunq

Aus Sicht der Bauleitplanung wird auf das Neubaugebiet „Weidenstraße" sowie das in
Planaufstellung befindliche Wohnbaugebiet „Weidenstraße-Nord" hingewiesen. Hierzu wurde
bereits in der Stellungnahme vom 19.08.2021 Bezug genommen. Folgende Ergänzungen bitte
ich zu beachten:

35. Änderuno des Flächennutzunosplanes der ehem. Stadt Vienenburo und Bebauunosplan
„Weidenstraße-Nord":

Mit aa. Bauleitplanung wird eine Wohnbebauung planerisch vorbereitet, die sich nördlich an
das Wohnbaugebiet Weidenstraße anschließt und somit näher an das Klärwerk sowie an das
Vorranggebiet für Rohstoffabbau heranrückt. Im Verfahrensschritt gem. § 4 Abs.1 BauGB
wurden seitens des LK Goslar mit Stellungnahme vom 16.02.2021 auf das
Abstandserfordernis sowie die lmmissionsschutzanforderungen hingewiesen. Im
anschließenden Beteiligungsverfahren gem. § 4 Abs.2 i.V.m. § 3 Abs.2 BauGB wurden mit
Stellungnahme vom 25.11.2021 erneut Bedenken geäußert, dass aufgrund des nach wie vor
fehlenden Gutachtens die immissionsschutzrechtlichen Belange vor dem Hintergrund des §
50 BlmSchG in der Bauleitplanung nicht ausreichend gewürdigt wurden.
Ein Feststellungsbeschluss für die 35. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie ein
Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan „Weidenstraße-Nord" wurden von der Stadt
Goslar noch nicht gefasst.

Kreisstraßenwesen

Zum Raumordnungsverfahren gemäß § 15 ROG und § 10 NROG bestehen keine
grundsätzlichen Bedenken, sofern sichergestellt ist, dass der Schwerlastverkehr, der aus dem
Kiesabbau resultiert, nicht über die Kreisstraße 34 abgewickelt wird.

Naturschutz

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen gegen den Kiesabbau im Vorranggebiet für die
Rohstoffgewinnung keine grundsätzlichen Bedenken. Den Ausführungen zur FFH-
Verträglichkeitsvorprüfung in der Textvorlage zum ROV kann ich mich inhaltlich anschließen.
Nach § 34 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist eine FFH-Verträglichkeitsprüfung
bei Projekten durchzuführen, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder
Plänen ein Natura 2000-Gebiet erheblich beeinträchtigen könnten. Ausschlaggebend hierfür
ist, ob das Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann (§ 34 Abs. 2
BNatSchG). Mit solchen Beeinträchtigungen ist nicht zu rechnen. Ergo ist die FFH-
Verträglichkeitsvorprüfung ausreichend. Eine tiefer gehende FFH-Verträglichkeitsprüfung ist
aus Naturschutzsicht nicht erforderlich.

Durch den Bodenabbau gehen rund 27 Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche (Acker,
Brach land, mehrjährige Blühstreifen) verlustig. In der geplanten Abbaustätte wurden die
Gefäßpflanzen und die Vögel (Brut- und Rastvögel) untersucht. Seltene und dabei zumindest
in Niedersachsen auf der „Roten Liste" stehende Pflanzenarten wurden nicht festgestellt.
Einzige Brutvogelart vor Ort war die Feldlerche mit zwei Brutvorkommen. Interessant ist der
Brutplatz des Rebhuhns südöstlich des geplanten Kiessees, nahe der Siedlung Wiedelah.
Ernährungsbereiche für einige Vogelarten würden abnehmen, so für Turmfalke und Rotmilan,
was für die lokalen Populationen nicht erheblich wäre. Geschützte Biotope nach § 30
Bundesnaturschutzgesetz werden nicht betroffen.

Seile 2 von 3
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Fachliche Hinweise und Empfehlungen: 
 
Grundwasser 
 
Das Hydrogeologische Gutachten1 orientiert sich an Geofakten 10 des LBEG und ist größten-
teils fachlich nachvollziehbar. Im Folgenden geben wir weitere Empfehlungen und Hinweise 
zu dem Gutachten: 
 
Darstellung der Grundwasserdynamik (Grundwassergleichen) 
Es sollen laut Hydrogeologischem Gutachten1 in Anlage 3 Grundwassergleichen dargestellt 
sein. Dies trifft nicht zu. Es sind in Anlage 3 die Grundwasserstände der einzelnen Messstel-
len (Stichtagsmessung: 14.09.22) aufgeführt. Die vom Gutachter beschriebene generelle 
Grundwasserströmung von Süd nach Nord lässt sich jedoch anhand der Grundwasserstände 
nachvollziehen. Der Grundwassergleichenplan ist nachzureichen. Wie repräsentativ der o.g. 
Stichtag ist, sollte im Gutachten diskutiert werden. Grundsätzlich empfehlen wir mehrere Zu-
stände zu betrachten und zu diskutieren (bspw. mittlere Niedrig- und Hochwasserverhält-
nisse). Mindestens ein weiterer Zustand sollte im Laufe des Monitorings betrachtet und disku-
tiert werden. 
 
Prognose der Aufhöhung/Absenkung 
Die prognostizierte Aufhöhung/Absenkung und deren Reichweiten durch den Abbau wurden 
nach DINGETHAL ET AL. (1985) und nach WROBEL (1980) überschlägig berechnet und bewertet 
(3.1 „Analytische Berechnungen zur Prognose der Grundwasserabsenkungen“, Hydrogeologi-
sches Gutachten1) und sind grundsätzlich fachlich nachvollziehbar. Wir empfehlen die Prog-
nose für mindestens einen weiteren Zustand zu berechnen (s.o.). 
 
Abschätzung der Verdunstung 
Die Verdunstung wurde in Kapitel 2.1 „Klimatische und hydrologische Gegebenheiten“ anhand 
der klimatischen Verhältnisse abgeschätzt. So wird laut Gutachten beschrieben, dass sich die 
hohe Verdunstung im Sommer durch den hohen Niederschlag im Winter ausgleicht. Dies ist 
nicht ausreichend. Die Verdunstung sollte, wie auch in Geofakten 10 beschrieben, z. B. vor 
und nach dem Abbau unter Berücksichtigung von örtlichen Klimaverhältnissen, Bodenart, Be-
wuchs und Grundwasserflurabstand abgeschätzt werden. Dies ist nachzureichen. 
 
Verringerung des Schutzpotenzials der Grundwasserüberdeckung 
Laut Nibis-Kartenserver des LBEG (HUEK200) ist im geplanten Abbaugebiet eine mittleres 
Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung vorhanden. Dieses Potenzial wird durch den 
Abbau verringert. Dieser Sachverhalt ist insbesondere in Bezug auf den Trinkwasserschutz zu 
diskutieren. 
 
Landwirtschaft 
Das Gutachten geht in der zusammenfassenden Bewertung davon aus, dass es zu keinen 
Beeinträchtigungen für die Landwirtschaft kommt. Durch die prognostizierte Grundwasserab-
senkung von 0,70 m ist eine ertragswirksame Veränderung des Bodenwasserhaushaltes der 
südlich und östlich der Antragsfläche gelegenen Auen- und Gleyböden nicht komplett ausge-
schlossen. Ggf. ist eine Bewertung gemäß Geofakten 35 durchzuführen, falls die recht kleinen 
Flächen im Besitz Dritter sind. 
 
Monitoring 
Unter Punkt 5 im Hydrogeologischen Gutachten wird eine Monitoringempfehlung ausgespro-
chen. Der GLD begrüßt das Monitoring. Beim Bau der geplanten Grundwassermessstellen 
sind die DVGW Arbeitsblätter W 115 und W121 zu beachten, sofern diese nicht bereits errich-
tet wurden. 
Wir weisen ebenfalls darauf hin, dass durch die Betrachtung weiterer Grundwasserzustände 
(s.o.) sich ggf. die Erfordernis weiterer Grundwassermessstellen ergeben könnte. 
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Es wird neben den Grundwasserstandsmessungen vor, während und nach dem Sandabbau 
empfohlen, ein Monitoring für die Grundwassergüte aufzustellen. Dieses sollte mit der UWB 
und dem GLD abgestimmt werden. 
 
Zu der landeseigenen Grundwassermessstelle Wiedelah A2 wird im Hydrogeologischen Gut-
achten Seite 18 (FUGRO, Stand 28.10.2022) Folgendes ausgeführt: 
 
„Aufgrund der prognostizierten Grundwasserabsenkung am südlichen Uferbereich des ge-
planten Abbaugebietes kommt es zu einer Veränderung der natürlichen Grundwasserstands-
entwicklung an der vom NLWKN betriebenen Landesmessstelle Wiedelah A2 (siehe Anlage 
5). Da diese Messstelle seit 1984 Teil des landesweiten GÜN Messprogramms ist, ist gemäß 
ROV (Kap. 4.5, Pkt. 9) aufgrund des prognostizieren Einflusses auf die Grundwasserdynamik 
am aktuellen Standort der Bau einer Ersatzmessstelle seitens des AG vorzusehen. Der ge-
genwärtig eingesetzte Datenlogger kann dabei im Ersatzneubau installiert und weiter betrie-
ben werden. Ein Vorschlag für den Ersatzneubau dieser Messstelle in östlicher Verschiebung 
– auf der in etwa gleichen Hydroisohypse – findet sich in Anlage 6. Nähere Details sind im 
Verlauf der folgenden Planungsschritte mit dem NLWKN abzustimmen. Die für das NLWKN 
zu ersetzende Altmessstelle kann weiterhin als Teil der Kiesabbauüberwachung betrieben 
werden.“  
Diese Aussagen sind nachvollziehbar und sind in den weiteren Planungsschritten zu berück-
sichtigen.  
 
Trinkwasserschutzgebiet  
Das betroffene Gebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet Börßum-Heiningen in der Schutz-
zone III B. Zuständig für das Wasserschutzgebiet ist der Landkreis Wolfenbüttel – Untere 
Wasserbehörde.  
Nach § 4 der 2. Verordnung zur Änderung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes 
für das Wasserwerk Börßum-Heiningen vom 21.02.1992 ist das Herstellen von Kies-, Sand-, 
Torf- und Tongruben eine beschränkt zulässige Handlung (g) und darf nur mit Genehmigung 
der zuständigen Wasserbehörde vorgenommen werden. 
 
Innerhalb des Wasserschutzgebietes sind Grundwasserbeeinträchtigungen unbedingt zu ver-
meiden. Es sollten aus den angrenzenden Bereichen (z.B. Betriebsfläche zum Kiesabbau) 
keine grundwassergefährdenden Stoffe in den Untergrund und auf kurzem Wege in den Kies-
teich und somit in das Grundwasser gelangen können. Dies sollte im hydrogeologischen Gut-
achten ergänzend betrachtet werden. 
 
Sonstiges 
In Anlage 5 des Hydrogeologischen Gutachtens1 „Reichweite der prognostizierten Grundwas-
serabsenkung“ wird die nördliche prognostizierte Aufhöhung auch als Absenkung dargestellt. Dies 
sollte korrigiert werden.  
 

Wir weisen darauf hin, dass die Tabelle 2-1 „Ergebnisse der Stichtagsmessung“  
des Hydrogeologischen Gutachtens1 teilweise falsche Höhenangaben dargestellt werden. 
ROK hat die Angabe „m u. NHN“, es sollte jedoch „m NHN“ heißen. Der Abstich hat eine Hö-
henangabe „m NHN“ erhalten, es handelt sich aber um „m u. ROK“. 
 
Seen-Kompetenzzentrum: 
 
Zu dem Bereich Folgenutzung als See gibt es Hinweise zu dem Textteil Kapitel 2.1.9 Rekulti-
vierungsplan (S. 19 f): 
Besonderes Augenmerk muss auf eine günstige Anlage von Ufer- und Flachwasserzonen mit 
einer geringen Böschungsneigung (1:10 bis 1:5, Näheres siehe: Leitfaden Maßnahmenpla-
nung Oberflächengewässer-Teil B Stillgewässer, Maßnahme 2.7 - NLWKN 2010) gelegt wer-
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 Feststellung der Raumbedeutsamkeit 

 

Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen gehe ich weiterhin, wie in meinem Schreiben vom 

30.09.2021 bereits ausgeführt, von einem raumbedeutsamen Vorhaben aus. 

 

 Landesplanerische Hinweise 

 

Die Ziele der Raumordnung ergeben sich aus dem Regionalen Entwicklungsplan für die Planungs-

region Harz 2009 (REP Harz). Laut der Überleitungsvorschrift in § 2 Satz 1 der Verordnung über 

den LEP-LSA 2010 gelten die Regionalen Entwicklungspläne für die Planungsregionen fort, soweit 

sie den in der Verordnung festgelegten Zielen der Raumordnung nicht widersprechen.  

 

Im REP Harz wurden folgende freiraumstrukturellen Festlegungen als Ziele der Raumordnung ge-

troffen: 

- Vorranggebiet für Wassergewinnung „Rhoden-Wülperode (Börßum – Heiningen)“ (Ziff. Nr. 

4.3.2 Z 2 Nr. IV), 

- Vorranggebiet für Natur und Landschaft „Okertal“ (Ziff. Nr. 4.3.3 Z 2 Nr. XVI). 

 
Eine Auseinandersetzung ist mit den im REP Harz ausgewiesenen Vorranggebieten (Zielen der 

Raumordnung) für Wassergewinnung „Rhoden-Wülperode (Börßum – Heiningen)“ und für Natur 

und Landschaft „Okertal“, wie schon in meinem Schreiben vom 30.09.2021 gefordert, zu führen, 

da das Vorhaben aufgrund der Nähe zur Landesgrenze (0,5 - 0,8 km) auch Auswirkungen auf Teile 

von Sachsen-Anhalt im Grenzbereich hat. Vorranggebiete sind für bestimmte raumbedeutsamen 

Funktionen oder Nutzungen vorgesehen. Andere raumbedeutsame Nutzungen in diesen Gebieten 

sind ausgeschlossen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar 

sind. 

Eine Auseinandersetzung mit den Zielen Raumordnung des REP Harz muss im Textteil ROV & 

UVP „Bodenabbau Wiedelah“ vom Februar 2023 der Vorhabenträgerin unter Kapitel 3 erfolgen.  

Dem vorgenannten Textteil (Seite 30) zum Punkt „Einwirkungsbereich“ lässt sich entnehmen, dass 

vom Vorhaben auf die vorhandenen Nutzungen im Einwirkbereich (Umgebung), wie z. B. FFH - 

und Vogelschutzgebiete der weiter entfernten Okeraue, keine negativen Auswirkungen zu erwarten 

sind. Bezogen auf diese Feststellung fehlt der Bezug zum zu beachtenden Ziel der Raumordnung 

(Vorranggebiet für Natur und Landschaft „Okertal“, Ziff. Nr. 4.3.3 Z 2 Nr. XVI) des REP Harz im 

Textteil. Dieser Bezug ist zu ergänzen. 

Zudem befindet sich die Planfläche entsprechend den Unterlagen im großräumig dargestellten Vor-

ranggebiet Wasserwirtschaft (Wasserschutzzone III B zum Wasserwerk Börßum). Negative Aus-

wirkungen vom Vorhaben seien allein aus der großen Entfernung nach den Darstellungen in den 

Unterlagen nicht zu erwarten. Bezogen auf das im REP Harz festgelegte Ziel der Raumordnung 
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Rechtsgrundlagen: 

 

- Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353, 1359) 

 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 

geändert 

 

- Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. LSA  

S. 170), geändert durch Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungsgesetzes Sachsen-

Anhalt vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203), 

 

- Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 

2010) vom 16. Februar 2011 (GVBl. LSA S.160), 

 

- Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Harz (REPHarz), bekannt gemacht in 

den Amtsblättern der betroffenen Landkreise am 23.05.2009, 

 

- Sachlicher Teilplan „Zentralörtliche Gliederung“ im Zuge der Teilfortschreibung des 

Regionalen Entwicklungsplanes für die Planungsregion Harz (REPHarz), bekannt gemacht 

in den Amtsblättern der betroffenen Landkreise am 22.09. bzw. 29.09.2018. 
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